
Nachschlagewerk: ja
BGHZ___________: nein

Makler-Privatangebot

UWG § 3

a) Ein Immobilienmakler handelt nicht im geschäftlichen Ver­
kehr, wenn er ein Grundstück aus seinem Privatbesitz in 
Zeitungsanzeigen zum Verkauf anbietet. Eine durch den 
Verkauf mögliche Liquiditätsverbesserung im geschäftli­
chen Bereich reicht zur Annahme eines Handelns im ge­
schäftlichen Verkehr nicht aus.

b) In einem solchen Falle besteht eine Irreführungsgefahr 
nicht deshalb, weil in der Zeitungsanzeige auf die beruf­
liche Tätigkeit des Inserenten als Immobilienmakler nicht 
hingewiesen wird.

UWG § 1

Gewerbetreibende, die mit Zeitungsanzeigen Privatverkäufe 
anbieten, handeln im allgemeinen nicht sittenwidrig i.s. des 
§ 1 UWG, wenn sie es unterlassen, auf ihre berufliche Stel­
lung hinzuweisen.

BGH, Urt. v. 22. April 1993 - I ZR 75/91 - Kammergericht
LG Berlin
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Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 22. April 1993 durch den Vorsit­
zenden Richter Dr. Piper und die Richter Dr. Mees,
Dr. v. Ungern-Sternberg, Prof. Dr. Ullmann und Starck

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des 
25. Zivilsenats des Kammergerichts vom 10. Dezember 
1990 aufgehoben.

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil der Kammer 
für Handelssachen 102 des Landgerichts Berlin vom 
10. April 1990 wird zurückgewiesen.

Der Kläger trägt die Kosten beider Rechtsmittel.

Von Rechts wegen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS
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Tatbestand:

Der Beklagte ist Immobilienmakler und Geschäftsführer 
eines Bau- und Bauträgerunternehmens, dessen Gesellschafter 
er und sein Vater sind.

In der Zeitung" vom 2. Sep­
tember 1989 warb er für den Verkauf eines Bauernhofs mit dem 
nachstehenden Inserat:

Gelegenheit
für Kurzentschlossenei

Außergewöhnlicher
Bauernhof
im Mi-nsterland
Ca. 200 J. a lte Hofanlags in 
idyll., ortsnaher A lleinlage zw. 
Recklinghausen u. M ünster m it 
altem e  then bestand. restau­
riertem  Fach werk, Klappläden 
etc., ca. 260 m2 W fl. (10 ZI., gr. 
Diele, Kü., Bad), teilrenov., ca. 
560 m* Nutzt). (Tenne, Remise, 
Nebengebäude) ca. 6000 m* 
Areal (Zukauf mögt.), ideal als 
Pferdehof, Landsitz etc. Kauf- 
preisvorstellung: 360000 DM 
u. G rdst. gegebenenfalls EP. 
Telefon: abends I Bürozeitoder
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Der Kläger, ein Verein zur Bekämpfung unlauteren Wettbe­
werbs (§ 13 Abs. 2 Nr. 2 UWG), ließ durch eine Testperson 
ein Exposä anfordern, das der Beklagte zusammen mit einem 
Anschreiben und einem weiteren Exposä über ein anderes Ob­
jekt an die Testanruferin übersandte. Das Anschreiben und 
das weitere Exposä enthielten im Briefkopf den Namen des Be­
klagten mit dem Zusatz "Kauf- und Verkaufsberatung für Haus­
und Grundbesitz", das Exposä über das beworbene Objekt lau­
tete auf die Gesellschaft, deren Geschäftsführer der Beklag­
te ist. Letzteres wurde provisionsfrei angeboten, ersteres 
mit einer Käufercourtage von 3,42 %.

Der Kläger hat die Anzeige als irreführend beanstandet, 
weil der Beklagte darin nicht auf seine Tätigkeit in der Im­
mobilienbranche hingewiesen habe.

Der Beklagte hat die Prozeßführungsbefugnis des Klägers 
bestritten und geltend gemacht, er habe mit der Anzeige 
nicht im geschäftlichen Verkehr gehandelt, weil er das 
Grundstück, das er im Jahre 1983 schenkweise erhalten habe, 
und das er nicht etwa gekauft habe, um es weiterzuveräußern, 
aus seinem Privatbesitz angeboten habe.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen, weil der Be­
klagte nicht verpflichtet gewesen sei, darauf hinzuweisen, 
daß er ein Maklergeschäft betreibe. Es fehle an einer Wer­
bung "im geschäftlichen Verkehr" wie aus den Umständen des 
Falles folge.

Auf die Berufung des Klägers hat das Berufungsgericht 
den Beklagten verurteilt,'
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es unter Androhung gesetzlich vorgesehener Ordnungs- 
mittel zu unterlassen, im geschäftlichen Verkehr zu 
Zwecken des Wettbewerbs für Immobilien zu werben, 
ohne anzugeben, in welcher Weise er sich konkret in 
dieser Branche betätigt.

Mit der - zugelassenen - Revision verfolgt der Beklagte 
seinen Klageabweisungsantrag weiter. Der Kläger beantragt, 
die Revision zurückzuweisen.

Entscheidunasgründe:

I. Das Berufungsgericht hat die Prozeßführungsbefugnis 
des Klägers bejaht. Den auf § 3 UWG gestützten Unterlas­
sungsanspruch hat es für begründet gehalten. Dazu hat es 
ausgeführt: Immobilienmakler müßten zur Vermeidung einer Ir­
reführung im Sinne von § 3 UWG in gewerblichen Anzeigen auf 
ihre Maklereigenschaft hinweisen. Dies gelte auch dann, wenn 
ein Makler ein Grundstück aus seinem privaten Vermögen ver­
kaufen wolle. Der Charakter der Werbung als "im geschäftli­
chen Verkehr" bleibe dabei erhalten, da der Begriff des ge­
schäftlichen Verkehrs weit auszulegen sei. Der Verkauf sei­
nes im Privateigentum stehenden Hauses komme dem Geschäfts­
betrieb des Immobilienmaklers zumindest mittelbar zugute. 
Außerdem sei die Anzeige geeignet, Kontakt zu Interessenten 
zu schaffen, denen dann zu vermakelnde Grundstücke angeboten 
werden könnten. Ein Immobilienhändler sei wegen des von ihm 
ausgeübten Gewerbes zur Angabe des konkreten Gewerbes ver-



pflichtet und nicht wegen der rechtlichen Beurteilung seines 
Handelns im Einzelfall. Dies ändere sich auch nicht dadurch, 
daß das Grundstück provisionsfrei angeboten worden sei, da 
nicht die Provision der Grund für die Verpflichtung zur An­
gabe des Gewerbes sei, sondern der Umstand, daß es Personen­
kreise gebe, die jeglichen Kontakt zu Maklern ablehnten, 
weil sie mit keinem ihnen überlegenen Partner verhandeln 
wollten.

II. Die Revision hat Erfolg. Sie führt zur Aufhebung des 
angefochtenen.-Urteils ..und zur Wiederherstellung des Urteils 
des Landgerichts. Der Beklagte war nicht verpflichtet, beim 
Verkauf der angebotenen Immobilie anzugeben, daß oder in 
welcher Weise er sich im Immobiliengeschäft betätigt.

1. Keine Bedenken bestehen gegen die in erster und zwei­
ter Instanz von dem Beklagten in Abrede gestellte Prozeßfüh- 
rungsbefugnis des Klägers. Der Senat hat die Klagebefugnis 
des Klägers nach § 13 Abs. 2 Nr. 2 UWG durch Urteil vom 
5. Oktober 1989 (I ZR 56/89, GRUR 1990, 282, 284 = WRP 1990, 
255 - Wettbewerbsverein IV) bejaht. Hiervon ist auch vorlie­
gend auszugehen. Nach den rechtsfehlerfreien Feststellungen 
des Berufungsgerichts hat der Kläger Verhaltensweisen, die 
nach Auffassung des Senats zu Bedenken gegen die Prozeßfüh- 
rungsbefugnis hätten führen können, aufgegeben; er sieht, 
wie dem Berufungsgericht aufgrund seiner Kenntnis der Tätig­
keit des Klägers in verschiedenen Verfahren, bekannt geworden 
ist, nunmehr davon ab, überhöhte Abmahnkosten zu verlangen, 
rechtskräftige Titel in Unterwerfungserklärungen umzuwandeln 
und regelmäßig einen Verzicht auf die Einrede des Fortset­
zungszusammenhangs zu verlangen. Entgegen der Auffassung der
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Revision ist die Prozeßführungsbefugnis des in Berlin ansäs­
sigen Klägers auch nicht deshalb in Frage gestellt, weil er 
kein satzungsmäßiges Interesse daran habe, die in der "West­
deutschen Allgemeinen Zeitung" erschienene Werbung für eine 
Immobilie in Nordrhein-Westfalen zu beanstanden. Seine wer­
bende Wirkung entfaltete das Immobilienangebot auch in Ber­
lin, wo die Zeitung regelmäßig gelesen wird.

2. Die Annahme des Berufungsgerichts, der Beklagte habe 
mit dem angegriffenen Inserat im geschäftlichen Verkehr zu 
Zwecken des Wettbewerbs gehandelt, begegnet durchgreifenden 
rechtlichen Bedenken.

Zwar spricht nach der Lebenserfahrung eine tatsächliche 
Vermutung für die Annahme, daß ein Kaufmann im geschäftli­
chen Verkehr handelt, wenn er - wie hier der Beklagte - eine 
Tätigkeit entfaltet, die - äußerlich betrachtet - sich nicht 
von seinen sonstigen kaufmännisch-beruflichen Tätigkeiten 
unterscheidet (vgl. BGH, Urt. v. 16.5.1961 - I ZR 175/58, 
GRUR 1962, 34, 36 - Torsana; Urt. v. 14.7.1961 - I ZR 40/60, 
GRUR 1962, 45, 47 = WRP 1961, 307 - Betonzusatzmittel; 
v. Gamm, Wettbewerbsrecht, 5. Aufl. Kap. 17 Rdn. 19). Vor­
liegend ist diese Vermutung aber widerlegt. Das folgt aus 
der gebotenen Gesamtschau der Umstände, des Zwecks der auf­
gegebenen Anzeige und der Einzelfallgestaltung. Beim Handeln 
im geschäftlichen Verkehr muß es sich um eine selbständige, 
wirtschaftliche Zwecke verfolgende Tätigkeit handeln, in der 
eine Teilnahme am Erwerbsleben zum Ausdruck kommt und die 
sich auf Mitbewerber auswirken kann (vgl. BGH, Urt. v. 
25.9.1970 - I ZR 47/69, GRUR 1971, 119 = WRP 1971, 67 
- Branchenverzeichnis; Baumbach/Hefermehl, Wettbewerbsrecht,
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17. Auf1. Einl. UWG Rdn. 208). So liegt es im Streitfall 
nicht. Der Beklagte hat das Grundstück außerhalb seiner ge­
schäftlichen Tätigkeit im Wege einer privaten Schenkung 
schon mehrere Jahre vor dem mit der Anzeige angekündigten 
Verkauf erworben. Er hat es also nicht zum Zwecke des Wei­
terverkaufs erworben. Auch später hat er es nicht seinem ge­
schäftlichen Bereich zugeschlagen. Unwiderlegt hat er vorge­
tragen, daß er sich zum Verkauf erst entschlossen habe, als 
der Versuch einer geschäftlichen Nutzung für das Bauunter­
nehmen gescheitert war. Insofern läßt der in der Anzeige an­
gekündigte Verkauf keinerlei Kundenwerbung erkennen, sondern 
allein die Suche nach einem Käufer für den Verkauf eines 
privaten Objekts außerhalb des geschäftlichen Bereichs. Mit­
telbare Vorteile für die vom Beklagten betriebenen geschäft­
lichen Tätigkeiten, insbesondere eine mögliche Liquiditäts­
vermehrung, legen keine andere Beurteilung nahe. Der Zweck 
des § 3 UWG geht dahin, vor irreführender Werbung im ge­
schäftlichen Verkehr zu schützen. Daraus folgt, daß nach dem 
Zweck des § 3 UWG geschäftliche und private Tätigkeiten von­
einander zu trennen sind. Andernfalls müßte regelmäßig - was 
nicht angeht - das private rechtsgeschäftliche Auftreten ei­
nes Gewerbetreibenden Handeln "im geschäftlichen Verkehr" 
sein.

Eine andere Beurteilung folgt vorliegend auch nicht dar­
aus, daß die Übersendung des weiteren Exposäs in den Bereich 
der geschäftlichen Betätigung des Beklagten fällt. Für die 
Beurteilung der vom Kläger angegriffenen Werbeanzeige, die 
allein Gegenstand der Klage und damit des Rechtsstreits ist,
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kann daraus aber nicht hergeleitet werden, daß der Beklagte 
auch mit dieser Anzeige im geschäftlichen Verkehr tätig ge­
worden ist.

Auf das Senatsurteil "Getarnte Werbung II" vom 27. Mai 
1987 (I ZR 153/85, GRUR 1987, 748 = WRP 1987, 724) kann sich 
der Kläger nicht mit Erfolg berufen. Dieses Urteil ist hier 
nicht einschlägig. In jener Sache waren die Immobilien im 
Rahmen des Geschäftsbetriebs als gewerbliche Objekte - wenn 
auch im Privateigentum des Werbenden stehend - beworben wor­
den. In diesem - für die Beurteilung maßgeblichen - Punkt 
unterscheidet sich aber jene Fallgestaltung von der vorlie­
genden.

3. Auch die Auffassung des Berufungsgerichts, der Be­
klagte sei verpflichtet gewesen, in der Anzeige anzugeben, 
daß er sich in der Immobilienbranche betätige, hält einer 
rechtlichen Überprüfung nicht stand. Keiner der vorliegend 
in Betracht zu ziehenden Gesichtspunkte trägt das auf § 3 
UWG gestützte Verbot.

a) Das Inserat enthält keine Irreführung über den priva­
ten Charakter des Angebots (vgl. auch dazu BGH, Urt. v. 
27.5.1987 - I ZR 153/85, GRUR 1987, 748, 749 = WRP 1987, 724 
- Getarnte Werbung II). Die Anzeige liest sich - den Tatsa­
chen entsprechend, wie vorstehend zu II. 2. ausgeführt - als 
das Angebot eines privaten Verkäufers, der einen Käufer für 
eine Immobilie sucht.
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b) Vorliegend handelt es sich auch nicht um einen der 
Irreführungsfälle, in denen mit dem Immobilienangebot über 
die Provisionspflicht des (potentiellen) Erwerbers getäuscht 
wird (vgl. BGH, Urt. v. 16.11.1989 - I ZR 107/87, GRUR 1990, 
377 = WRP 1990, 409 - RDM; Urt. v. 13.12.1990 - I ZR 31/89, 
GRUR 1991, 324, 325 = WRP 1991, 236 - Finanz- und Vermögens­
berater) . Eine Provision fiel im Streitfall, wie unstreitig 
ist und wie im übrigen das der Testanruferin übersandte Ex­
posä ausweist, nicht an.

c) Aber auch die Gefahr einer Irreführung über Beruf 
oder geschäftliche Qualifikation, auf die das Berufungsge­
richt entscheidend abgestellt hat (UA Seite 13/14), scheidet 
vorliegend aus. Das Inserat erweckte - den Tatsachen ent­
sprechend - den Eindruck eines Angebots von Privat an Pri­
vat. Darüber, welchen Beruf der Inserent ausübt, macht sich 
weder der spätere Erwerber in wettbewerbsrechtlich relevan­
ter Weise Gedanken noch erweckt die Anzeige diesbezüglich 
falsche Vorstellungen. Entgegen der Annahme des Berufungsge­
richts erwartet der Verkehr bei einer Anzeige wie der vor­
liegenden auch nicht, daß beim Fehlen von Hinweisen auf Be­
ruf oder geschäftliche Qualifikation der Inserent nur denje­
nigen Grad an Geschäftsgewandtheit hat, der von Personen­
kreisen geschätzt wird, die - wie das Berufungsgericht es 
formuliert hat - jeglichen Kontakt zu Maklern deshalb ableh­
nen, weil sie mit keinem ihnen überlegenen Partner verhan­
deln wollen, also Angst haben, übervorteilt zu werden, und 
sich bei Vertragsverhandlungen mit Privatpersonen größere 
Vorteile versprechen. Auch eine Aufklärungspflicht über Ge­
genstand oder Art und Weise seiner beruflichen Tätigkeit be­
stand daher für den Beklagten nicht (vgl. BGH, Urt. v.
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21.6.1990 - I ZR 258/88, GRUR 1990, 1024, 1025 = WRP 1991,
92 - Lohnsteuerhilfeverein IV m.w.N.; Urt. v. 3.12.1992 
- I ZR 132/91, NJW 1993, 1069, 1070 - Sofortige Beziehbar- 
keit).

4. Die Erwägung des Berufungsgerichts, die Verpflichtung 
zum Hinweis auf das Gewerbe des Beklagten bei einer Anzeige 
wie hier ergebe sich aus dem Schutzbedürfnis eines Teils des 
Verkehrs, der es ablehne, mit einem Makler als einem ihm 
überlegenen Partner zu verhandeln, kann auch nicht unter dem 
Gesichtspunkt des § 1 UWG Bedeutung erlangen. Ein Schutzbe­
dürfnis des Verkehrs, das es rechtfertigte, von einem Gewer­
betreibenden auch bei der rechtsgeschäftlichen Betätigung im 
privaten Bereich stets die Angabe seines Berufs zu verlan­
gen, besteht nicht generell. Der Verkehr erwartet nicht ohne 
weiteres, daß private Verkaufsanzeigen mit der Angabe des 
Berufs des Inserenten versehen werden. Das schließt es aus, 
das Verhalten eines Gewerbetreibenden wie hier des Beklagten 
ohne Hinzutreten weiterer die Sittenwidrigkeit begründende 
Umstände als unlauter (§ 1 UWG) zu beurteilen.

III. Danach war auf die Revision des Beklagten unter 
Aufhebung des angefochtenen Urteils die Berufung des Klägers 
gegen das Urteil des Landgerichts zurückzuweisen.
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Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Piper Mees v. Ungern-Sternberg

Ullmann Starck
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